
1.Beiblatt Beiblatt zur Parl~entskorrespondenzo 
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Arbeitsvorgang bei der Ausstellung von 

, DienstzoitbescheiniRUAßen. 

A n fra ge b e a. n t W Q r tun g. 

27.Noveuber 1948. 

In Beantwortung der von den Abg~ G e 1 s s 1 i n ger und Genossen 

iA der-Sitzung des Na.tionalrates von 17.Novenber 1948 überreichten Anfrage, 

teilt' Bu.ndesoinister für Inneres Hel 0 e r tU. t : 

Die Beanstandung des l~beitsvorganges bei der ausstellung von 

D1.~~zeitbescheinigungen durch das Referat 9 D des Bundescinisteriuoa für 

Iwnere. (Ausstellung von Dienstzeitbescheinigungen zur Geltendoachung von 
Ziviuechta- und Yersorgungsansprüohen) kann stob nur auf jene Parteien beaiehell, 

cUe Ichr1ttlich darur::l ansuchen. Parteien, die nündli,oh vorsprecheD, erhalten 

die geWÜDSohten Bescheiniguftgen gegen Bezahlung der entspreohenden Bunde •• e~­
woltlUlg8abgaben sofort ausgefolgt. Die Steapelz::larken sind von dell Parteiel1 

aelbet be1subr.ingen • .... ~i_. d1 • ..-iftUoJa.tUe •• '.U .. tiaN ...... it. 
o ••• bWgug ansuohen, sollen die ertorderU.ohen ~tempel.r:1ar):en (E1J1!angssteo~el 

ud Beilagenstenpel) ihrem ~..nsuQhen in natura beischlieasen und den der Bundes­
yenaltungaabgabe entsprechenden Betrag einsenden, da die Bundesvenaltungs­

abgabet:la.l'ken nur bei den BundesbehlSrden erhältlich sind_ Dies~ Vorschritt wird 
von den Parteiell, sei es aus Unkenntnis, sei es aus Unachtsatikeit in den neisten 

Fällen nicht befolgt. Dies hat zur Folge, dass an die Parteien neuerlloh nit 

der Aufforderung herangetreten werden Duss'o·die Stempelmarken sowie den Betrag 

für die Bundesverwaltunesabgabe einzusenden. 

Uo den Parteien die Einsendur.g zu erleichtern, wurde, n~bdem nunnehr 

von der Postverwaltung der Nachnnhceverkehr wieder eingefUhrtworden ist, Ver­
a:ünssung getroffen, dass in Hinkunft die gewünschten Bescheinigungen den Par­

teien als PostnachnahDese~g zugesandt werden. In deo Naohnahcabetrag ist die 

Bunde sve rwal tungs ab gabe , das Nachnahneporto iuld allenfalls ein Betrag für noch 

tohlende.Stenpe-laarken inbegl'iff'en~ 

Dieser Vorgang, der für die Parteien vorteilhafter ist, bedingt aber 

andorseits. dass die Verrechnung der nachträglioh eingehenden Naohnahoebeträge 

und deren Au/teilung auf Steopelgebühren, Bundesverwaltungsabgaben und VOraus­
beaahltes Porto Ut:ifangreioher wird" 
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2.Beiblntt Be iblo.tt zur Parlanentskorres:po~ldel!?"!.!- 27 • November 194~te 

- Ein Nachteil kanll sich ergeben~ wenn die Nachnahmesendung nicht 

zugestellt werden kann, weil der Adress3.t nicht nuffindbar j.st oder"die 

Annahme verweigerte In diesen Fällen müssten die Po~0okosiQn für die vorher 

ZU frankierende Nachn~esendung VOü Bunde gatragen werden o Auch die mit· 

der Ausstellung der Bescheinigung verbundene .i.rbeitslcdstung .wäre in einem 

solohen Falle vergeblich erfolgte 

DurCh die Neuregelung wird der mit der Ausstellung der Dicnstzeit­

be8cheinigunge~crbundene l~beitsvorgang vereinfacht, den Parteien zu einer 

rascheren Erledigung ihrer Ansuoben verholfen unddic tiberlastung der mit 

der Ausarbeitung befassten Bediensteten zum Teil verminderte 

-.-.-O~b-
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